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1. Einleitung

1.1. Grundlagen

Mit Beschluss vom 17. Januar 1996 ermächtigte der Bundesrat das Eidgenössische Departement
des Innern, ein Vernehmlassungsverfahren über die Unidroit-Konvention vom 24. Juni 1995 über
gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter durchzuführen (im folgenden mitUDK
abgekürzt). Die Abgabefrist wurde durch den Bundesrat auf den 30. April 1996 festgelegt.

1.2. Eingeladene

Mit Rundschreiben vom 29. Februar wurde das Vernehmlassungsverfahren mit der Einladung an
sämtliche Kantone, 15 politische Parteien, 10 Spitzenverbände der Wirtschaft, 3 interkommunale
bzw. interkantonale Organisationen, 7 Organisationen des Kunsthandels, 31 kulturelle und
wissenschaftliche Organisationen, 8 Organisationen für Entwicklungszusammenarbeit, 4
kirchliche Organisationen, 9 Frauenorganisationen und 7 Vertreter weiterer interessierter Kreise
eröffnet; dies ergibt eine Zahl von 120 Eingeladenen.

106 Vernehmlassende haben innerhalb der Vernehmlassungsfrist geantwortet. Gegen Ende der
Vernehmlassungsfrist vom 30. April 1996 beantragten einige Vernehmlassende eine Fristverlän-
gerung. Das Eidgenössische Departement des Innern hat die Frist in der Folge auf den 14. Mai
1996 verlängert; damit standen insgesamt zehn Wochen zur Stellungnahme zur Verfügung.

1.3. Vernehmlassende

Von den zur Vernehmlassung Eingeladenen haben 95 eine Stellungnahme eingereicht. 42 Organi-
sationen oder Einzelpersonen haben von sich aus geantwortet.1 3 Organisationen haben zwar eine
Antwort eingereicht, nahmen aber aus politischen oder anderen Gründen ausdrücklich nicht
Stellung zur Frage der Ratifikation.2

1 Die detaillierte Liste der Teilnehmenden am Vernehmlassungsverfahren samt Abkürzungen findet sich
im Anhang.

2 CHGV / VKS / CDA.
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Demnach haben sich insgesamt 134 Vernehmlassende zur Frage der Ratifikation ausgesprochen:

Gruppe/Bezeichnung Anzahl/Details

1. Kantone 26 alle Kantone

2. Politische Parteien 8 FDP, CVP, SPS, SVP, LPS, LdU, GP, FPS

3. Spitzenverbände der Wirtschaft 5 SHIV, SGV, ZSAO, SGB, FÖV

4. Interkommunale und inter-
kantonale Organisationen

2 EDK, SSV

5. Organisationen des
Kunsthandels

6
1

Eingeladene (vgl. Anhang)
IADAA 3

6. Kulturelle Organisationen 28
3

Eingeladene (vgl. Anhang)
ArPu, ICOMOS, SGOA4

7. Organisationen der Ent-
wicklungszusammenarbeit

7 Eingeladene (vgl. Anhang)

8. Kirchliche Organisationen 3 SBK, SEK, SIG

9. Frauenorganisationen 2 AUF, OFRA

10. Weitere interessierte Kreise 4
3

DJS, SRV, SNV, SIR
AGMG, SBaV, SC5

11. Spontan Antwortende 36 vgl. Anhang

2. Konzept der Auswertung

Die Vernehmlassung zur Frage der Ratifikation der Unidroit-Konvention (im folgenden UDK
genannt) bildet eine Vorlage mit Fragen von grosser Tragweite für die künftige Politik auf dem
Gebiet des internationalen Kulturgütertransfers der Schweiz.

Entsprechend umfangreich ist die Gesamtheit der eingegangenen Vernehmlassungen, welche
überdies breit gefächerte und oft detaillierte Stellungnahmen enthalten.

Eine Beschränkung auf diejenigen Themen, die von einer Mindestzahl von Vernehmlassenden
behandelt wurden war notwendig, um eine Auswertung in einem vernünftigen Umfang zu
erhalten. Die zahlreichen und oft sehr eingehend begründeten Anregungen und Einzelkritiken
werden jedoch, auch wenn sie in dieser Auswertung nicht Eingang gefunden haben, bei der
weiteren Bearbeitung der Materie berücksichtigt werden.

Oft war es auch notwendig, die Aussagen auf jene Schwerpunkte zu reduzieren, die in mehreren
Vernehmlassungen vorkamen, um die in der Begründung oft voneinander abweichenden Kritiken
zu einer generellen Tendenz zusammenfassen zu können. Dabei kam es möglicherweise zu
Vereinfachungen, welche einzelnen Vernehmlassenden als Verfremdung ihrer Argumentation er-
scheinen mögen, für diese Art von Zusammenstellung aber unumgänglich waren.

3 IADAA (Schweiz) hat spontan geantwortet. Da dies eine der Organisationen des Kunsthandels war, die
sich als Beobachter an der diplomatischen Konferenz in Rom beteiligt hat, wird sie zu den Organisatio-
nen des Kunsthandels gezählt.

4 ArPu, ICOMOS und SGOA haben spontan geantwortet. Wegen ihrer gesamtschweizerischen Bedeutung
auf kulturellem oder wissenschaftlichem Gebiet werden sie zu den kulturellen und wissenschaftlichen
Organisationen gezählt.

5 Die AGMG hat spontan geantwortet. Wegen ihrer gesamtschweizerischen Bedeutung für das Messewe-
sen, worunter auch die verschiedenen Antiquitätenmessen wie die KAM, TEFAF und ZAM zählen, wird
sie zu den weiteren interessierten Organisationen gezählt. Ebenso werden die SBaV und SC wegen ihrer
gesamtschweizerischen Bedeutung zu den weiteren interessierten Organisationen gezählt.
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3. Allgemeine Stellungnahmen

Die meisten Stellungnahmen enthalten allgemeine Ausführungen zum Thema. Dabei sind sich die
meisten Vernehmlassenden grundsätzlich in dem Punkt einig, dass die bestehenden Missstände
im internationalen Kulturgütertransfer zu bekämpfen und zu verhindern seien. Einig sind sich
auch der grösste Teil der Vernehmlassenden, die Schweiz habe alles Interesse daran zu
verhindern, in den Ruf eines Umschlagplatzes für illegal erworbenes Kulturgut zu gelangen.

Die übrigen Anliegen, die von einer Mindestzahl von Vernehmlassenden vorgebracht wurden,
werden thematisch zusammengefasst und unter Ziffer 6 wiedergegeben.

4. Ratifikation der Unidroit-Konvention

4.1. Überblick

1. Kantone

+ 23 Kantone – nämlichZH, LU, UR, SZ, OW, NW, GL ZG, FR, SO, BL, SH, AR, AI, SG,
GR, AG, TG, TI, VD, VS, NE, JU– stehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

ZH und AG betrachten die UDK als ein geeignetes und taugliches Instrument zur Lösung
eines dringenden internationalen Kulturgüterschutzproblems. FürAR ist sie ein
ausgewogener Kompromiss zwischen den divergierenden Interessen der von den rechtswid-
rig ausgeführten Kulturgütern besonders bedrohten Ländern und den Abnehmerstaaten.AI
undSG erachten sie als zielführend. FürFR ist sie eine gelungene internationale Verlänge-
rung des kantonalen Rechts zum Schutz von Kulturgütern. FürTG und VD gibt sie allen
Staaten eine echte Garantie, ihr kulturelles Patrimonium zu schützen.OW und NW sind
der Meinung, es könnte damit die zum Teil bereits erfolgte Abwanderung wertvollen
Kulturguts gerade auch aus den alpinen Gebieten zumindest teilweise eingedämmt werden.
TI ist mit Kapitel III mässig einverstanden; insgesamt seien aber bedeutende öffentliche
Interessen im Spiel, um die einschneidenden Einschränkungen zu rechtfertigen. TI plädiert
deshalb für eine strenge Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe der Konvention bei
der Anwendung. Weil ein wirksamer Rechtsschutz in der Schweiz fehle, würde ein Ver-
zicht auf eine Ratifikation fürLU die Sogwirkung auf dubiose Geschäfte noch deutlich
verstärken. FürNE wäre es nicht einsichtig, wenn unser Land wegen fehlender Regelungen
zur Drehscheibe oder Komplizin wenig empfehlenswerter Praktiken würde. FürSH könne
es nicht Aufgabe der öffentlichen Hand sein, offensichtliche Missbräuche tatenlos hinzu-
nehmen oder de facto – durch Verzicht auf eine klare politische Willensäusserung – gar
noch indirekt zu protegieren.BL bezeichnet es als beschämend, dass gerade die Schweiz in
Ermangelung gesetzlicher Leitplanken als internationale Waschanstalt von Antiken und
kunstgeschichtlichen Objekten dubioser Herkunft auftrete.

– BE, BS, GEstehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

BE undBS unterstützen grundsätzlich die Bemühungen zur Erleichterung der Rückgabe
gestohlener Kulturgüter und zur Unterbindung des illegalen Kunsthandels. Die UDK
schiesse aber über das Ziel hinaus und sei deshalb kein geeignetes Instrument, um den
Ausgleich der vielfach äusserst divergierenden Interessen in der komplexen Materie des
internationalen Kulturgütertransfers zu gewährleisten.BS schlägt die Ausarbeitung
eines eigenständigen Bundesgesetzes über die Bekämpfung von Kulturgut-Diebstahl
und Raubgrabungen vor.GE bedauert, dass keine Vorbehalte möglich seien und
befürchtet, dass die vorgeschlagenen Mittel den kulturellen Austausch und den Handel
kompromittieren könnten.
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2. Politische Parteien

+ CVP, SPS, GP, FPSstehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

Die CVP verlangt vom Bundesrat ein aktives Engagement zum Schutz des nationalen
und internationalen Kulturguts und sieht in der Ratifikation der UDK ein taugliches
Mittel. Nach derSPSdürfe die Schweiz ihre bisherige Offenheit und liberale Ordnung
nicht missbrauchen lassen, weil sie sonst zunehmend in die aussenpolitische Isolation
geführt würde. Für dieGP bewirke die UDK als erstes internationales Abkommen, das
die Rückgabe gestohlener und rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter klar regle, eine
wichtige Kehrtwendung in der herrschenden Praxis. DieFPS erklärt sich mit dem vor-
liegenden Entwurf einverstanden.

– FDP, SVP, LPS, LdU stehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

Die FDP verurteilt Gesetzeswidrigkeiten gegenüber innerstaatlichen Entscheiden und
Rechtsvorschriften im Bereich des nationalen Kulturgüterschutzes in jeder Form. Wie sie
begrüsst auch dieSVP grundsätzlich die Ziele der UDK, lehnt aber ihre Ratifikation aus
materiell-rechtlichen Gründen ab, weil sie in einigen Punkten über das Ziel hinausschiesse.
Die LPS begrüsst zwar die Bestimmungen über den Diebstahl und die Raubgrabungen,
lehnt aber diejenigen über die rechtswidrige Ausfuhr aufs schärfste ab. DerLdU hält es für
selbstverständlich, dass der illegale Kulturgütertransfer bekämpft werden müsse, hält aber
die UDK für ein unangemessenes Mittel.

3. Spitzenverbände der Wirtschaft

+ SGB, FÖVstehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

Der SGB und derFÖV sehen einen grossen Vorteil in der UDK, weil sie ein rasches und
wirksames Handeln erlaube, ohne zu dirigistischen oder interventionistischen Massnahmen
greifen zu müssen.

– SHIV, SGV, ZSAOstehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

Für denSHIV sei die Konvention zwar gut gemeint, ihre Ausgestaltung aber verfehlt. Der
ZSAO verweist auf die Stellungnahme des SHIV. DerSGV lehnt eine Ratifikation aus ord-
nungspolitischen Überlegungen ab: Das Eigentumsrecht dürfe nicht mit internationalen
Konventionen ausgehöhlt werden.

4. Interkommunale und interkantonale Organisationen

+ EDK undSSVsteht einer Ratifikation positiv gegenüber.

5. Organisationen des Kunsthandels

– IADAA, KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VSM, VEBUKUstehen einer Ratifikation negativ
gegenüber.

6. Kulturelle Organisationen

+ 25 kulturelle Organisationen – nämlichARS, AGUS, ICOM, ICOMOS, GSK, OEV, NIKE,
NSUK, SAG, SAGW, SAM, SAKA, SAsG, SEG, SGUF, SGVK, SGMOIK, SNG, SKR, SLSA,
PH, VMS, VSK, VSD, VSA– stehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

– ArPu, H&R, SGOA6, SIK, SKV, SVKstehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

7. Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit

+ AG3, EVB, HEKS, INCIN, SKM, SAH, tdhstehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

6 Die Schweiz könnte unterzeichnen, müsste aber sofort auf entsprechende Ergänzungen und Verbesse-
rungen drängen. Sollten diese nicht erreicht werden, wäre ein Rücktritt ins Auge zu fassen. Eine andere
Möglichkeit wäre, von einer Unterzeichnung der Konvention ganz abzusehen.
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8. Kirchliche Organisationen

+ SBK, SEK, SIGstehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

9. Frauenorganisationen

+ AUF, OFRAstehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

10. Weitere interessierte Kreise

+ DJS, SIR, SCstehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

– AGMG, SBaV, SRV, SNVstehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

11. Spontan Antwortende

+ 16 spontan Antwortende – nämlichKantMusBL, ArchInUZ, BM, HiMusBE, Ernst, Friedli,
GAT, HiSemUZ, Horstmann, MusCantVD, MusSB, RMusA, SVöK, SASG, Schwitter,
VöMusUZ– stehen einer Ratifikation positiv gegenüber.

– 20 spontan Antwortende – nämlichABS, ÄgyFor, ÄgySemUB, Bloch, Caviglia, Christie’s,
Donati, Khnoum, GOM, FTyBo, Gaiser, Jeangros, JMS, KAM, KMW, ÖKB, Sotheby’s,
SSOM, TEFAF, ZAM– stehen einer Ratifikation negativ gegenüber.

4.2. Argumente

4.2.1. Pro

Die Befürworter einer Ratifikation sehen in der Unidroit-Konvention ein griffiges Mittel zur
Bekämpfung von Missbräuchen im internationalen Kulturgütertransfer. Sie sind über die rasche
Gangart erfreut und begrüssen es, dass der Bundesrat nach der Frage der Ratifikation der
UNESCO-Konvention 1970 einen weiteren, konsequenten Schritt einleiten will, um die beunruhi-
gende Zunahme von Missbräuchen im internationalen Kulturgütertransfer zu unterbinden und das
Ansehen unseres Landes als wichtiger Kulturnation zu stärken.7 Sie unterstützen eine Unterzeich-
nung durch den Bundesrat als Akt der internationalen Solidarität sowie als Beweis des bisherigen
Engagements der Schweiz.8

Bei der juristischen Argumentation stützen sich die Befürworter mehrheitlich auf den erläutern-
den Bericht des Eidgenössischen Departements des Innern zur Vernehmlassung sowie auf einen
Artikel von Prof. Pierre Lalive d’Epinay über die UDK und verweisen auch teilweise darauf.9

1 Die Schweiz als Umschlagplatz des illegalen Kulturgüterhandels

Durch die Ratifikation der UDK könnte die Schweiz das schlechte Image widerlegen, sich als
Drehscheibe für den illegalen Kulturgütertransfer missbrauchen zu lassen und im zweifelhaftem
Ruf zu stehen, Umschlagplatz für dubios erworbene Kulturgüter zu sein.10 Die Anziehungskraft
der Schweiz als Umschlag- und Transitplatz für den illegalen Kunsthandel seien ungebrochen:
Jede Gesetzgebung, welche die Attraktivität des Kunstdiebstahls vermindere, sei zu unterstützen
– ein Verzicht auf eine Ratifikation würde eine noch stärkere Konzentration des illegalen

7 ZH, LU, SZ, GL, ZG, BL, AR, AG, VD, JU / CVP, SP, GP / SGB, FÖV / SSV / ARS, GSK, NIKE,
NSUK, SAG, SAKA, SAsG, SEG, SGUF, SGMOIK, SNG, SLSA, PH, VSA / AG3, EVB, HEKS,
INCIN, SKM, SAH, tdh / SBK, SEK / OFRA / SC / ArchInUZ, BM, Ernst, GAT, HiSemUZ,
Horstmann, MusCantVD, MusSB, RMusA, SVöK, SASG, Schwitter, VöMusUZ.

8 LU, SZ, GL, BL, AR, GR, VD / CVP, SP, GP / SGB, FÖV / SSV / ARS, GSK, NIKE, NSUK, SAG,
SAsG, SEG, SGUF, SGMOIK, PH / AG3, EVB, HEKS, INCIN, SKM, SAH, tdh / SEK / OFRA / SC /
ArchInUZ, Ernst, Horstmann, SVöK, Schwitter, VöMusUZ.

9 Pierre Lalive d’Epinay:Une avancée du droit international: la Convention de Rome d´Unidroit sur les
biens culturels volés ou illicitement exportés, in: Uniform law review / Revue de droit uniforme, 1996/1,
S. 40 – 58.

10 BL, SH, AR, GR, VD, NE / CVP / FÖV / EDK / ARS, ICOMOS, SAGW, SAKA, SGUF, SNG / SEK /
SIR, SC / RMusA, SASG.
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Handels auf die Schweiz nach sich ziehen.11 Es gelte, ein unmissverständliches Zeichen zu setzen,
statt dem Missbrauch weiter Tür und Tor zu öffnen und den internationalen Ruf der Schweiz als
Handels- und Forschungspartner fahrlässig aufs Spiel zu setzen.12

2 Akt internationaler Solidarität

Als wirtschaftlich starker Staat sei die Schweiz aus rechtlichen wie ethisch-moralischen Gründen
zur Solidarität mit den durch Raubgrabungen besonders geschädigten und mit schwachen Schutz-
mechanismen ausgestatteten Staaten der südlichen Hemisphäre verpflichtet. Mit der Ratifikation
würde die Schweiz einen Akt der Solidarität gegenüber der internationalen Gemeinschaft
statuieren sowie ein Zeichen des bisherigen Engagements für einen weitreichenden Schutz von
Kulturgütern setzen.13

3 Kulturgüter – keine gewöhnliche Handelsware

Es gehöre zur Natur von Kulturgütern, Träger kollektiver Erinnerungen zu sein. Selbst wenn sie
einst als Serienfabrikate hergestellt wurden, unterscheiden sie sich durch ihren nicht mehr wieder-
holbaren Zeugnischarakter von heutiger Handelsware. Die Schweiz habe sich aber mit ihren
gesetzlichen Regelungen, welche Kulturgüter als irgendeine Handelsware unter anderen be-
trachtet, zunehmend vom internationalen Standard entfernt.14 Deshalb sei es folgerichtig, Kultur-
güter gesonderten Regelungen zu unterwerfen, wie dies für archäologische Güter in Ansätzen
bereits in Art. 724 ZGB in der Schweiz eine lange Tradition habe.15 Kulturgüter seien in erster
Linie Wert und in zweiter Linie Ware, weshalb in diesem sensiblen Bereich nicht nur liberales
Marktdenken, sondern auch ein die Originale schützendes Verhalten im Vordergrund stehen
sollte.16 Die der Konvention zugrundegelegte Definition der Kulturgüter sei wegen ihrer Klarheit
zu begrüssen und entspreche den kantonalen Gesetzen zum Schutz der Kulturgüter.17

4 Gravierende Zunahme des Kunstdiebstahls und archäologischer Raubgrabungen

Ein grosses Problem wird in der gravierenden Zunahme des Kunstdiebstahls und der archäologi-
schen Raubgrabungen gesehen.18 In Afrika, Asien, Amerika und Ozeanien würden immer mehr
Menschen ihrer religiösen Symbole beraubt, was sowohl für die Bildung wie auch die nationale
Identität sehr problematisch sei.19 Die Problematik des Kunstdiebstahls betreffe aber auch die
Schweiz, indem immer mehr Kirchen aus Furcht vor Diebstählen und Zerstörung der Kunstwerke
geschlossen werden müssen.20 Wegen archäologischer Raubgrabungen und des illegalen Handels
mit solchen Gütern entstünden unersetzliche Schäden. Da archäologische Güter kein
unerschöpfliches Gut seien, sei es wichtig, dass sie auch für die zukünftigen Generationen
erhalten blieben.21 Dabei liege es in der Natur der Sache, dass archäologische Objekte unregi-
striert und undokumentiert aus dem Boden kämen. Gerade deshalb bedürften diese Objekte eines
besonderen Schutzes. Schliesslich schüre gerade der illegale Handel mit archäologischen Gütern
die Raubgrabungen und dadurch auch die Zerstörung des Fundzusammenhangs. Die UDK werde
die materielle Einträglichkeit von Raubgrabungen reduzieren, da es sehr viel schwieriger sein
werde, Antiken illegaler Herkunft auf dem internationalen Markt abzusetzen. Die positive Folge
davon sei, dass dies zu einer Reduktion von Raubgrabungen führen werde.22

11 BL / GP / SAG, SAGW, SAKA, SGVK, SNG / EVB, tdh / OFRA / SIR / RMusA.
12 BL, SH, NE / SGUF / RMusA.
13 ZH, GR, JU / FÖV / SSV / ARS, NIKE, NSUK, SAGW, SAsG, SLSA, PH / EVB, HEKS, SKM, tdh /

SEK / OFRA / ArchInUZ, BM, HiMusBE, Ernst.
14 ZH, AR / CVP, GP / EDK / ARS, GSK, SAG, SAGW, SGUF, SGVK, PH / SIR, SC / BM, Friedli,

Schwitter.
15 SGUF.
16 CVP.
17 VD / GSK.
18 ZH, BL / EDK / ARS, NSUK, SAGW, SAKA, SGUF, SNG, SKR, VSD / EVB, HEKS, SKM, tdh /

SEK / OFRA / KantMusBL, ArchInUZ, HiSemUZ, MusSB, RMusA, SASG.
19 SAsG / EVB, INCIN, SKM, tdh / BM, Ernst, Horstmann.
20 NSUK / SKM.
21 BL, JU / SPS / EDK, SSV / ARS, SAM, SAKA, SGUF, SGVK, SNG, SKR, SLSA / KantMusBL, BM,

MusSB, RMusA.
22 BL / ARS, NSUK, SGUF, SLSA / KantMusBL, ArchInUZ, RMusA.
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5 Schutz der Interessen des Eigentümers

Die UDK wolle den rechtmässigen, ursprünglichen Eigentümer besser schützen; der neue Besit-
zer, der ein (gestohlenes oder rechtswidrig ausgeführtes) Kulturgut im guten Glauben erworben
hat, müsse angemessen entschädigt werden. Die gegenüber der heutigen Situation stärkere Be-
achtung der Interessen der ursprünglichen Eigentümer und die längeren Verjährungsfristen seien
angesichts der zu schützenden höherwertigen Interessen sowie des historischen und oft auch
religiös-spirituellen Charakters von Kulturgütern gerechtfertigt. Im übrigen verlange die
schweizerische Rechtsordnung vom Erwerber eines Kulturguts kein wesentlich anderes Mass an
Sorgfalt als die UDK, wie die jüngste bundesgerichtliche Rechtsprechung in bezug auf eine
gestohlene Waffensammlung zeige.23

6 Regelung auf internationaler Basis notwendig

Es sei bedauerlich, dass sich die Schweiz mit den geltenden zivilrechtlichen Regeln über die
Rückforderung abhandengekommener Kulturgüter zunehmend vom internationalen Standard
entferne. Die Problematik des illegalen internationalen Kulturgütertransfers sei nicht allein mit
nationalen Regeln anzugehen. Die UDK sei die einzige internationale Lösung, welche dank zahl-
reicher Kompromisse zustandegekommen sei und das Problem auf privatrechtlicher Basis angehe.
Weil sie direkt anwendbar sei, bringe sie gleichzeitig einen willkommenen Effekt der Rechts-
vereinheitlichung. Die anzustrebende Rechtsharmonisierung könne aber nie zustandekommen,
wenn jeder Staat zur Bedingung macht, dass das internationale Einheitsrecht mit dem eigenen
Landesrecht übereinstimmen soll.24

7 Rasches und wirksames Handeln dank direkter Anwendbarkeit

Das wichtigste Ziel der UDK sei die internationale Vereinheitlichung der rechtlichen Grundlagen
für die Rückgabe gestohlener oder die Rückführung rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter. Ein
Vorteil sei, dass sie direkt anwendbar sei und nicht erst noch in Landesrecht umgesetzt werden
müsse; dies erlaube ein rasches und wirksames Handeln.25

8 Bekämpfung von Missbräuchen

Mit der UDK würden der Absatz von Objekten dubioser Provenienz erschwert, die Verfolgung
von Diebstählen über die Landesgrenze hinweg vereinfacht und das Horten missbräuchlich
erworbener Objekte durch die Verjährungsfristen unattraktiv gemacht. Der seriöse Kunsthandel
ebenso wie Museen und Sammler, welche die ihren Fachkenntnissen angemessene Sorgfalt wal-
ten liessen, hätten von der UDK nichts zu befürchten. Da sie nicht interventionistisch ausgerichtet
sei und sich lediglich gegen Missbräuche richte, würden weder der legale Handel und das
Sammeln noch der Austausch mit Kulturgütern erschwert oder eingeschränkt. Es sei zwar für den
Handel und die Museen mit einem Mehraufwand zu rechnen, aber dennoch ein Leichtes, im
Rahmen der heute zur Verfügung stehenden technischen Möglichkeiten, die Rechtmässigkeit der
Transaktionen zu überprüfen.26 Wer sich so heftig gegen die UDK ausspreche wie gewisse Kreise
aus Kunsthandel und -sammeln, setze sich dem Verdacht aus, illegale Transaktionen zu dulden,
zu unterstützen oder von diesen zu profitieren.27 Wegen der überhand nehmenden Missbräuche
würde die Schweiz international zunehmends isoliert, wodurch Sammler und Handel längerfristig
als Ganzes eingeschränkt werden könnten; deshalb seien die in bezug auf geregelte
Rechtsverfahren und Rechtssicherheit sich bietenden Vorteile deutlich höher als allfällige daraus
erwachsende Nachteile für Sammler und Händler zu gewichten.28

9 Erhöhung der Transparenz im Kunsthandel

Die UDK setze den legalen Rahmen, der als Chance für den seriösen Kunsthandel zu betrachten
sei. Sie führe im internationalen Kulturaustausch zu einer grösseren Transparenz im Handel und
damit auch zu grösserer Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit.29 Die erhöhte Sorgfaltspflicht

23 LU / CVP, GP / EDK / DJS, SIR, SC / Schwitter mit Hinweis auf das Urteil des Bundesgerichts vom 5.
März 1996 (5C.229/1995/bmt.), teilweise publiziert in NZZ Nr. 81 vom 6./7. April 1996.

24 ZH, BL, NE / CVP / FÖV / EDK / AG3 / DJS, SIR / Schwitter.
25 ZH / FÖV / EDK, SSV / SGUF / AG3, EVB, HEKS, tdh / SC / SVöK, Schwitter, VöMusUZ.
26 LU, NE, VD / SPS / FÖV / ARS, SAGW, SAKA, SEG, SGUF, SGVK / HEKS / SIR.
27 BL / SPS / ARS, SAM / HEKS / KantMusBL, SVöK, VöMusUZ.
28 SNG.
29 GR / CVP, GP / ARS, ICOMOS, SAGW, SGUF, VMS / HEKS.
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und Verantwortung im Handel mit Kulturgütern ergebe sich zwingend aus derer besonderen
Stellung als orientierungsstiftende Träger kollektiv geteilter Erinnerung.30 Insbesondere durch den
geforderten Nachweis des guten Glaubens habe die UDK präventive Wirkung, als künftig mehr
Sorgfalt und grössere Vorsicht beim Erwerb verlangt würden; dadurch werde auch der illegale
Handel mit Kulturgütern erschwert.31 Dies sei auch im Interesse der seriösen Sammler und
Museen: Diese seien beim Erwerb eines Kulturguts an vollständiger Information angewiesen,
weil sie nur so die Gewissheit haben könnten, ein echtes und rechtlich einwandfreies Kulturgut
erworben zu haben. Diese Information sei jedoch nur beim legalen Handel erhältlich – der
illegale Handel trachte danach, die Spuren der Herkunft zu verwischen. Es werde am Handel sein,
den Erwerbenden gegenüber für die nötigen Garantien zu sorgen, um sich und seine Kunden vor
Rückgabeforderungen zu schützen. Dies sollte zu einer Ankaufspolitik führen, bei der die Pro-
venienz des Objekts bekannt sei.32 In diesem Zusammenhang könne sogar behauptet werden, dass
insbesondere bei Objekten aus antiken Kulturen guter Glaube bei Fachleuten gar nicht möglich
sein könne, wenn die Legalität des Vorbesitzes nicht lückenlos dokumentarisch nachgewiesen
sei.33

10 Positive Auswirkungen auf die Kantone

Im Fall einer Ratifikation könnten die Kantone gemäss Art. 3 Abs. 5 und Abs. 7 lit. b UDK vom
besonderen Schutz ihrer öffentlichen Sammlungen profitieren. Auch genössen die für die kanto-
nale Identität besonders wichtigen Kulturgüter im Rahmen von Art. 5 Abs. 3 UDK einen beson-
deren Schutz, weil die Konvention im Fall von illegal ausgeführten Gütern deren Wiedererlan-
gung garantiere.34 Schliesslich würden auch archäologische Objekte der Kantone besser ge-
schützt.35 Ein weiterer Vorteil sei, dass UDK wenig kostenintensiv sei und für die Kantone keine
direkten finanziellen und personellen Auswirkungen zeige.36

11 Ausgewogene Kompromisslösung

Die UDK sei ein Kompromiss zwischen zahlreichen Staaten mit völlig unterschiedlichen Rechts-
traditionen und –systemen (anglo-amerikanisch/europäisch etc.), beispielsweise bezüglich der
Regelung des gutgläubigen Erwerbs; sie zeige einen gangbaren Weg zur Lösung eines dringenden
internationalen Kulturgüterschutzproblems.37 Von der heutigen Verjährungsfirst von nur fünf
Jahren (Art. 934 ZGB) in der Schweiz profitiere der illegale Handel, weil diese für internationale
Sachverhalte viel zu kurz sei. Insofern seien die Einwände bezüglich einer durch die UDK
entstehende Rechtsunsicherheit unbegründet, weil die heutige Rechtssicherheit nur das Resultat
einer ethisch kaum vertretbaren Privilegierung der Erwerbenden unrechtmässig veräusserter
Kulturgüter darstelle.38 Zu begrüssen sei es, dass strenge Qualitätskriterien und Verfahrenswege
missbräuchliche Rückforderungen erschwerten und Käufer wie potentielle Anspruchsberechtigte
in gleichem Mass in die Verantwortung genommen würden.39 Die UDK stimme zwar nicht durch-
wegs mit den Regeln des geltenden schweizerischen Rechts überein; es sei aber übertrieben, das
in der Konvention vorgesehene juristische Instrumentarium als Verstoss gegen Grundprinzipien
des schweizerischen Rechtsverständnisses zu qualifizieren.40

12 Keine Rückwirkung

Weil die Konvention nicht rückwirkend ist, fallen alle Transaktionen bis zu ihrer Ratifikation
nicht in ihren Bereich. Die Angst vieler Museen und Sammler, sie müssten mit Rückgabe ihrer
Kulturgüter rechnen, sei deshalb unbegründet.41 Umgekehrt werde aber durch die Nichtrück-

30 SAGW, SNG.
31 LU, OW, NW / EDK / AGUS, SAGW, SGUF.
32 LU, GR / ARS, NIKE, VMS / ArchInUZ.
33 SIR.
34 LU, FR, TI / EDK.
35 ZH, BL, TI / SGUF.
36 LU, JU / EDK.
37 ZH, AR / EDK, SSV / SAGW, SGUF.
38 DJS / SC.
39 SAGW.
40 SIR.
41 LU / SAGW, VSA.
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wirkung vergangenes Unrecht praktisch sanktioniert, indem diese einer Generalamnestie für
illegal arbeitende Kunsthändler gleichkomme.42

13 Kein Automatismus bei der Rückgabe rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter

Ob rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter zurückgegeben werden müssen, hänge voll und ganz von
der Beurteilung der zuständigen Behörden desjenigen Staates ab, von dem das Kulturgut
zurückverlangt werde. Bei der Rückgabe werde also kein Automatismus eingeführt. Sie erfolge
nur dann, wenn der ersuchende Staat die besondere kulturelle Bedeutung des zurückverlangten
Kulturguts nachweisen könne.43

14 Regelungen in der Europäischen Union

Für eine Ratifikation spreche auch die zunehmende aussenpolitische Isolation der Schweiz,
welche auch puncto Kulturgütertransfer eine Insel in der EU darstelle. In der EU seien Rückgabe-
regelungen und Ausfuhrkontrollen bereits europaweit verankert und wiesen in dieselbe Richtung
wie die UDK.44

15 Schutz von Kulturgütern gegen Diebstahl und Raubgrabungen

Mit der UDK würden nicht nur Kulturgüter fremder Länder, sondern auch unser kostbares und
mannigfaltiges kulturelles Patrimonium in privaten wie öffentlichen Sammlungen vor Diebstahl
und illegalem Weiterverkauf geschützt.45 Dieser Schutz käme aber auch den Kantonen zugute, die
reich an archäologischen Fundstätten und Kulturgütern seien. Einige Kantone stellen fest, dass in
letzter Zeit vermehrt archäologische Objekte aus ihrem Boden von Privaten einbehalten würden
oder an Messen und im Handel auftauchten.46

16 Schutz von Kulturgütern von nationaler Bedeutung gegen rechtswidrige Ausfuhr

Mit der UDK würden auch in der Schweiz Kulturgüter von nationaler Bedeutung vor Abwande-
rung besser geschützt. Vor allem Kantone, welche den Schutz von bedeutenden Kulturgütern vor
Abwanderung vorsehen, sehen in der Ratifikation der UDK einen Fortschritt, indem sie in der
Lage wären, ihren Bestimmungen Nachdruck zu verleihen.47

17 Nachteile für den kulturellen Austausch bei Nichtratifikation

Sollte die Schweiz die UDK nicht ratifizieren, bestünde die Gefahr, dass ausländische Staaten und
Museen keine Kulturgüter mehr für Ausstellungen in schweizerischen Museen ausleihen würden,
was für unsere Museen fatale Folgen hätte.48 Der in der Schweiz sich abwickelnde Antikenhandel
mit seinen, den nationalen und wissenschaftlichen Interessen zuwiderlaufenden Folgen, wirke
sich in internationalen Fachkreisen rufschädigend auf die Schweiz als Handels- und
Forschungspartner und auf die sonst sehr angesehene Forschung von Schweizer Archäologen im
Ausland aus.49

18 Die Unidroit-Konvention geht zu wenig weit

Schliesslich gibt es auch Stimmen, für welche die UDK zu wenig weit geht. Sie sei ein entschei-
dender erster Schritt in die richtige Richtung, auch wenn sie nicht alle Anliegen der Staaten be-
rücksichtige, die vom Abfluss ihrer Kulturgüter besonders stark betroffen seien; als stossend
werde empfunden, dass die Konvention nicht rückwirkend sei und dass der gutgläubige Erwerber
eine Entschädigung erhalten soll.50 Die Definition der Kulturgüter gehe zu wenig weit: Sie

42 SAM, SGUF.
43 GL, NE / SPS / SAGW, SEG.
44 LU / SPS / EDK.
45 UR, FR, NE, TI / CVP / EDK, SSV / SAGW, SAM / HEKS.
46 ZH, BL, TI / ARS, SGUF verweist auf die 1995 wieder aufgetauchten Stücke aus dem Silberschatz von

Kaiseraugst.
47 UR, SZ, OW, NW, GL, FR, GR, JU, TI / CVP, SPS, GP / EDK / ARS, ICOMOS, NIKE, SAM / AG3 /

HiMusBE.
48 OW, NW / EDK / ARS, SAGW.
49 BL / ARS, SAGW, SAKA / KantMusBL, RMusA.
50 GP / SAG, SAM / EVB, INCIN, tdh / OFRA.
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sollte auch den Begriff der immateriellen Kulturgüter51 und denjenigen der typisch weiblich
dominierter Techniken52 erfassen, sowie das sakrale Kulturgut anderer lebender religiöser Ge-
meinschaften unter den gleichen Schutz wie solches „eingeborener“ Religionsgemeinschaften
stellen.53

4.2.2. Contra

Die grundsätzlichen Bemühungen zur Erleichterung der Rückgabe gestohlener Kulturgüter und
zur Unterbindung des illegalen Kunsthandels werden auch von der überwiegenden Mehrheit der
Gegner einer Ratifikation unterstützt. Die in der Konvention getroffenen Regelungen hätten aber
weitreichende Konsequenzen, die weit über das für die Erreichung der Ziele Erforderliche hinaus-
gingen. Auch sieht ein Teil der Gegner einer Ratifikation der UDK keine Dringlichkeit bei die-
sem Geschäft: Sie bemängeln die kurze Vernehmlassungsfrist und lehnen eine Unterzeichnung
durch den Bundesrat ab.54

Bei ihrer juristischen Argumentation stützen sich die meisten Gegner auf das Gutachten von Prof.
Dr. iur. Frank Vischer vom 29. Dezember 1995 ab, das von der SVK, der Öffentlichen Kunst-
sammlung Basel und dem Kunsthaus Zürich in Auftrag gegeben wurde, und verweisen teilweise
darauf.55

1 Die Unidroit-Konvention schiesst über das Ziel hinaus

Für die meisten Gegner sind einige der Ziele der Konvention unbestritten, insbesondere die Be-
mühung, Regelungen über die Rückgabe gestohlener oder illegal ausgegrabener Kulturgüter zu
finden. Mit der UDK sei aber leider keine Regelung gefunden worden, mit welcher die erklärten
Ziele auch erreicht werden könnten. Einige Regelungen erwiesen sich im Kontext der schweizeri-
schen Rechtsordnung als problematisch. Sie erscheine nicht als geeignetes Instrument, um den
Ausgleich der vielfach divergierenden Interessen im internationalen Kulturgütertransfer zu ge-
währleisten, sondern schiesse über das Ziel hinaus.56 Insbesondere bezüglich der Rechtssicherheit
und der Entscheidautonomie schweizerischer Gerichte vermöge sie zuwenig Garantien zu
vermitteln.57 Die Verbände des Kunsthandels verweisen hierbei auf ihre strengen handelsethi-
schen Vorschriften, wobei im Auktionswesen die branchenspezifische Publizität (weltweiter Ver-
sand von Katalogen) in starkem Masse selbstregulierend wirke.58

2 Einseitige Berücksichtigung der Interessen der Ursprungsländer

Die UDK sei von einer nationalistischen Kulturauffassung getragen und diene einseitig den Inter-
essen der Ursprungsländer zulasten der Sammlerländer: Die Ursprungsländer seien nämlich nicht
verpflichtet, Massnahmen zur Verhinderung von Diebstählen, Korruption und Zerfall von
Kulturgütern treffen zu müssen. Das Bestreben einzelner Staaten, den freien internationalen Ver-
kehr mit Kulturgütern zu verbieten, widerspreche im übrigen dem Gedanken, dass Kulturgüter der
gesamten Menschheit gehörten.59

3 Geltende schweizerische Rechtsordnung bei Diebstahl genügend

Aufgrund der geltenden schweizerischen Rechtsordnung könne wirkungsvoll und in weitaus aus-
gewogener Weise gegen Missbräuche und insbesondere Diebstähle vorgegangen werden,

51 INCIN.
52 AUF.
53 SBK / JMS.
54 FDP / SHIV, ZSAO, SGV / IADAA, KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VSM / H&R, SKV, SVK /

ÄgySemUB, SSOM.
55 Eine Zusammenfassung des Gutachtens findet sich in: NZZ, 10. April 1996, Nr. 83, S. 17.
56 BE, BS / FDP, SVP, LdU / SHIV, ZSAO, SGV / IADAA, VSAK, VSAR, AUKTV, VSM, VEBUKU /

H&R, SGOA, SIK, SKV, SVK / AGMG, SBaV / ABS, Christie’s, Donati, FTyBo, GOM, Gaiser,
Jeangros, KAM, Sotheby’s, SSOM.

57 BS.
58 AUKTV.
59 BE, GE / LPS, LdU / IADAA, KHV, VSAK, VSAR, VSM, VEBUKU / ArPu, SGOA, SKV, SVK /

SNV / ABS, ÄgyFor, Christie’s, FTyBo, Gaiser, Jeangros, Sotheby’s.
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vor allem mit den Bestimmungen des ZGB über abhandengekommene Sachen sowie mit dem In-
ternationalen Rechtshilfegesetz (IRSG).60

4 Uferlose Definition der Kulturgüter und Diebstahl

Der Begriff Kulturgut sei uferlos: er umfasse das Ergebnis beinahe jeglichen menschlichen Schaf-
fens. Eine Beschränkung auf Kulturgüter von besonderer Wichtigkeit oder solche von
herausragender Bedeutung für das nationale Interesse wie auch eine differenzierte Behandlung
einzelner Kategorien von Kulturgütern habe nicht stattgefunden.61 Auch der Begriff des Dieb-
stahls sei konturlos und zu weit gefasst, vor allem mit Bezug auf Art. 3 Abs. 2 UDK, welcher
illegale Ausgrabungen dem Diebstahl gleichstelle; damit würden unterschiedliche Tatbestände
wie gezielte Raubgrabungen und zurückbehaltene Zufallsfunde gleichgesetzt.62

5 Unerträglich lange Verjährungsfristen

Die langen Verjährungsfristen führten zu schwebenden Rechtszuständen und damit zur Rechtsun-
sicherheit. Jeder Besitzer eines Kunstobjekts, also auch der Leihnehmer (Museum), müsse
während 50 bzw. 75 Jahren jederzeit mit der Herausgabe des Kulturguts an den früheren Eigentü-
mer rechnen. Dies widerspreche dem auf fünf Jahre beschränkten Rückforderungsrecht bei
abhanden gekommenen Sachen gemäss Art. 934 ZGB, welches einer subtilen Abwägung des Ge-
setzgebers zwischen den berechtigten Interessen des früheren Besitzers und des gutgläubigen
Empfängers sowie dem wohlverstandenen Bedürfnis nach Rechtssicherheit und Praktikabilität im
Handelsverkehr entspreche.63 Der Umstand, dass die relative Frist von drei Jahren erst einsetze,
wenn der Kläger Kenntnis vom Ort, an dem sich das Kulturgut befindet und von der Identität des
Besitzers habe, sei für einen geordneten Handel nicht handhabbar.64

6 Verzicht auf die Vermutung des guten Glaubens – Umkehrung Beweislast

Die Herausgabe finde auf jeden Fall statt, auch wenn der gegenwärtige Besitzer gutgläubig sei –
er werde lediglich angemessen entschädigt. Dabei habe der Besitzer seine Gutgläubigkeit zu be-
weisen. Diese Umkehrung der Beweislast laufe auf einen Verzicht auf die Vermutung des guten
Glaubens hinaus. Dies werde als sehr stossend empfunden, weil die Vermutung des guten Glau-
bens zu den fundamentalen Prinzipien der gesamten schweizerischen Privatrechtsordnung gehöre.
Problematisch sei in diesem Zusammenhang, dass offizielle Register fehlten.65

7 Keine volle, nur angemessene Entschädigung

Der gutgläubige Erwerber werde bei Rückgabe nicht voll, sondern lediglich angemessen entschä-
digt. Die Entschädigungsfrage sei wenig angemessen und nicht sachgerecht geregelt. Sie stehe
nicht im Einklang mit der verfassungsmässig verankerten Eigentumsgarantie. Dabei verletze sie
den Grundsatz, dass bei einer Enteignung eine volle Entschädigung zu leisten sei. Dies bedeute
eine unzumutbare Beeinträchtigung des Eigentumsrechts.66

8 Rückgabe rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter

Die UDK verpflichte schweizerische Gerichte, ausländische Exportrestriktionen in der Schweiz
zu respektieren, was der Anwendung ausländischen öffentlichen Rechts hoheitlicher Natur
gleichkomme, auf dessen Entstehung und Ausgestaltung die Schweiz keinen Einfluss habe. Der
Katalog von Art. 5 Abs. 3 UDK gehe ausserordentlich weit und sei allgemein gefasst, womit

60 BE / FDP, LdU / SHIV, ZSAO / KHV, VSAK, AUKTV / SKV, SVK / AGMG, SRV / Christie’s,
FTyBo, Jeangros, KAM.

61 BE, GE / FDP, SVP / SHIV, ZSAO, SGV / KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VSM, VEBUKU / SKV,
SVK / AGMG, SBaV, SNV / ABS, Christie’s, Donati, FTyBo, Gaiser, Khnoum, KAM, SSOM, ZAM.

62 VSAK, VSAR / SVK / SBaV / Christie’s, GOM, Sotheby’s.
63 BE, GE / FDP, SVP, LPS, LdU / SHIV, ZSAO, SGB / KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VSM,

VEBUKU / ArPu, SIK, SKV, SVK / AGMG, SBaV, SNV / ABS, ÄgyFor, Christie’s, FTyBo, GOM,
Jeangros, Khnoum, Sotheby’s, SSOM, ZAM.

64 IADAA, VSAK, VSAR / ZAM.
65 BE, GE / FDP, SVP, LPS, LdU / SHIV, ZSAO / IADAA, KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VSM,

VEBUKU / ArPu, SIK, SKV, SVK / AGMG, SBaV, SNV / ABS, Christie’s, Sotheby’s, SSOM, ZAM.
66 FDP, SVP, LPS, LdU / SHIV, ZSAO, SGV / IADAA, KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VEBUKU /

SKV, SVK / AGMG, SRV / ÄgyFor, Christie’s, FTyBo, JMS, Sotheby’s, ZAM.
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jede vernünftige Einschränkung der Anerkennung von Exportverboten wieder aufgehoben würde.
Dies sei umso gravierender, als die UDK direkt anwendbar sei und keine Vorbehalte zulasse.67

Eine Ausnahme der territorialen Begrenzung ausländischer Hoheitsakte liesse sich allenfalls bei
Kulturgütern rechtfertigen, die zu den „national treasures“ zählen.68

9 Faktische Rückwirkung

Die UDK sei zwar nicht rückwirkend, werde sich aber auf kleinere Kulturgüter (insbesondere
Münzen), für die keine umfassende Dokumentation bestehe, faktisch retroaktiv auswirken, da es
nach Jahren schwierig sein werde zu beweisen, dass diese Objekte bereits vor Inkrafttreten der
Konvention ausgeführt worden seien.69

10 Regelungen in der Europäischen Union

Die UDK würde keine Anwendung innerhalb der EU finden. Die entsprechende EU-Richtlinie
gehe weniger weit als die Unidroit-Konvention (Verjährungsfristen von maximal 30 Jahren,
engere Definition des Begriffes Kulturgut). Dies würde dazu führen, dass in der Schweiz
restriktivere Regelungen gelten würden, als im restlichen Europa.70

11 Nachteile für den Handel, das Sammeln und den kulturellen Austausch

Eine Ratifikation der UDK könnte zu einer unzumutbaren Behinderung des Kunstmarkts führen.71

Dabei würden die Sammler stark verunsichert, was den gesamten Handel, inklusive Kunst- und
Antiquitätenmessen, gefährden würde. Dies vor allem, weil der Kunsthandel (inkl. Auktions-
häuser und Kunstmessen) eine wirtschaftlich sensible Branche sei: Die Einführung restriktiver
Rechtsbestimmungen lasse die Umsätze schnell und nachhaltig zurückgehen. Dies könnte zu
Arbeitsplatzverlusten, zu Steuereinbussen und zur Abwanderung von Firmen und Messen ins
Ausland führen.72 Dem Kunsthandel sowie dem Kunstsammeln komme auf kulturellem Gebiet
eine hervorragende Bedeutung zu. Die Trias Kunsthandel, Sammler und Museen würden durch
die UDK zum Nachteil der Kulturvermittlung beeinträchtigt. Für Museen und das Sammeln
würde sich eine Ratifikation der UDK in schwerwiegender Weise auswirken, weil sich diese
zwangsläufig in die Diskretion zurückzögen. Hinzu komme, dass ein Besitzer bei jeder Leihgabe
oder Schenkung an ein Museum riskiere, dass das Kulturgut beschlagnahmt werde; dies könnte
für die Museen spürbare Folgen haben. Schliesslich sei zu befürchten, dass eine Ratifikation eine
Abwanderung namhafter Kunstsammlungen aus der Schweiz zur Folge hätte.73 All dies würde zu
einer vermehrten Klandestinisierung im Kunsthandel und im Kulturgüterbesitz überhaupt
beitragen, was dem erklärten Ziel der UDK zuwiderlaufen würde, die Transparenz des Kunsthan-
dels zu erhöhen.74 Sollte die Unidroit-Konvention dennoch ratifiziert werden, müsste die
Regierung die Bevölkerung informieren, damit jeder Eigentümer ein Inventar seiner Kulturgüter
erstellen könne, die vor dem Inkrafttreten der Konvention in seinem Eigentum waren.75

67 BE, GE / FDP, LPS / SHIV, ZSAO, SGV / VSAK, VSAR, VEBUKU / SGOA, SKV, SVK / AGMG,
SRV, SNV / Christie’s, Donati, FTyBo, Gaiser, Sotheby’s.

68 VSAK.
69 IADAA, VSM / SKV, SVK / FTyBo.
70 SHIV, ZSAO / IADAA, KHV, VSAK, VSAR, VEBUKU / SKV, SVK / AGMG / FTyBo, ÖKB,

Sotheby’s.
71 BE.
72 SHIV, ZSAO / KHV, VSAK, AUKTV, VEBUKU / AGMG / Khnoum, Jeangros, KAM, Sotheby’s,

TEFAF, ZAM.
73 BE, GE / SVP / SHIV, ZSAO / IADAA, KHV, VSAK, VSAR, AUKTV, VEBUKU / ArPu, H&R,

SGOA, SKV, SVK / ABS, ÄgyFor, ÄgySemUB, Bloch, Caviglia, Christie’s, Donati, FTyBo, GOM,
Jeangros, KAM, JMS, KMW, ÖKB, Sotheby’s, SSOM, TEFAF, ZAM.

74 SGOA.
75 Khnoum.
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5. Spezialfragen zur Unidroit-Konvention

In Bezug auf die UDK wurden von mehreren Vernehmlassenden Ausführungen gemacht zur
Frage der Länge der absoluten Verjährungsfrist gemäss Art. 3 Abs. 5 i. V. m. Art. 3 Abs. 4 UDK
und zur Frage der zuständigen Behörden gemäss Art. 8 Abs. 1 i.V.m. Art. 16 UDK.

5.1. Absolute Verjährungsfrist

Die UDK sieht in Art. 3 Abs. 4 für Kulturgüter, die Bestandteil eines identifizierten Denkmals,
einer identifizierten archäologischen Grabung oder einer öffentlichen Sammlung sind, grundsätz-
lich Unverjährbarkeit vor. Gemäss Art. 3 Abs. 5 wird den Vertragsstaaten die Möglichkeit ein-
geräumt, eine Frist von 75 Jahren oder eine längere Frist vorzusehen.

Der Grundsatz der Unverjährbarkeit sei im schweizerischen Rechtssystem ungewöhnlich; deshalb
sollte die Schweiz von der Möglichkeit von Art. 3 Abs. 5 UDK Gebrauch machen und diese Frist
auf 75 Jahre festlegen. Angesichts der Tatsache, dass im Kunsthandel immer mehr dazu
übergegangen werde, dubioses Material für die nächste oder übernächste Generation einzulagern,
erscheine die Frist von 75 Jahren als realistisch. Dies vor allem auch, weil längere Verjährungsfri-
sten als 75 Jahre den erheblichen Nachteil bergen würden, dass mit zunehmender Dauer die Be-
weiserbringung exponentiell schwieriger wird.76

Andererseits wird angesichts der besonderen Natur bestimmter Gegenstände – vor allem solche
öffentlicher Sammlungen und des traditionellen und rituellen Gebrauchs – die Unverjährbarkeit
dieser Klage befürwortet; dies umso mehr, als in diesem Zusammenhang für gewisse Tatbestände
bereits nach schweizerischem Recht die Unverjährbarkeit gelte (vgl. Art. 936 Abs. 1 ZGB).77

5.2. Zuständige Behörden

Die UDK lässt die Frage offen, welches die zuständigen Behörden sind, die über eine Rückgabe
zu entscheiden haben. Über diese Frage muss jeder Staat bei der Unterzeichnung oder Ratifi-
kation entscheiden. Grundsätzlich stehen drei Modelle zur Verfügung: Verwaltungsbehörden (wie
in Italien das Kulturministerium), Verwaltungsgerichte oder die ordentlichen Zivilgerichte bzw.
zivile Spezialgerichte:
• Der Vorteil von Verwaltungsbehörden – vor allem, wenn es sich dabei um Kulturbehörden

handle –, sei die ausgewiesene Sachkompetenz.
• Der entscheidende Vorteil von zivilen Gerichten bzw. zivilen Fachgerichten sei der Umstand,

dass die Vollstreckung ihrer Urteile durch das Lugano-Abkommen gewährleistet sei. Erstin-
stanzlichen Gerichten fehle aber regelmässig die Sachkompetenz. Dieser Nachteil könne
dadurch aufgefangen werden, dass in den Kantonen eine einzige Instanz für zuständig erklärt
würde; dies könne entweder die kantonalen Obergerichte oder Handelsgerichte sein. Je nach
Kantonen seien entweder das eine oder das andere beispielsweise für die Beurteilung von ur-
heberrechtlichen Fragen zuständig.78

Mehrere Kantone und Instanzen teilen den Vorschlag in der Vernehmlassungsvorlage, wonach
der Bundesrat im Fall einer Ratifikation im Sinne von Art. 16 Abs. 1 und 2 die in der Schweiz
zuständigen Stellen (Gerichte, Verwaltungsbehörden) bezeichnen und dabei auch Angaben über
das einzuschlagende Verfahren machen könnte; dabei wünschen die Kantone, dass diese Frage
vom Bund in Zusammenarbeit mit ihnen zu regeln sei.79 Gemäss LU soll insbesondere geprüft
werden, ob nur der Weg über die Zivilgerichte offenstehen soll, oder ob auch verwaltungsrechtli-
che Verfahren in Frage kommen. NE wirft die gleiche Frage in bezug auf Kapitel III auf: Bei
einer Klage auf Rückführung rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter seien ausschliesslich Staaten
klagelegitimiert, die sich dabei auf ihr öffentliches Recht beriefen, das die Ausfuhr von
Kulturgütern regle. Dennoch bilde die Anwendung der Konvention ein Ganzes, weshalb es nicht
vernünftig sei, diese auf zwei verschiedene Gerichtsbarkeiten zu verteilen.

76 BE (für den Fall, dass die UDK dennoch ratifiziert werden sollte), LU, GL, SO, BL, AR, AI, SG, AG,
TG, VS / CVP / EDK / Schwitter.

77 NE / SPS / SIG.
78 LU, GL, SO, BL, AG, TG / SPS / EDK / Schwitter.
79 LU, GL, SO, BL, AG, TG / EDK.
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6. Weitere Anliegen

Bei den im folgenden zusammengefassten Themen handelt es sich um weitere Anliegen, die von
einer Mindestzahl von Vernehmlassenden vorgebracht wurden.

1 Zollfreilager
Bei den Zollfreilagern wird von SPS, LPS, GP / SGB / NIKE, SAG, SEG / EVB, INCIN, SKM /
OFRA / BM verlangt, es seien umgehend Vorkehren gegen Missbräuche für illegale
Transferhandlungen zu treffen und Mißstände zu beheben; vor allem sei die Kontrolle neu zu
regeln und effizienter auszugestalten.

2 Ratifikation Unidroit-Konvention zusammen mit der UNESCO-Konvention 1970
GP / PH / EVB, HEKS, INCIN / OFRA / MusCantVD verlangen, dass die UDK zusammen mit
der UNESCO-Konvention 1970 ratifiziert werden soll. Die UDK sei eine wichtige Ergänzung der
UNESCO-Konvention 1970, welche von den Staaten Massnahmen zum Schutz des eigenen und
fremden Kulturguts verlange.

3 Herkunftsdeklaration
GP / SGB / PH / AG3, EVB, HEKS, INCIN / OFRA verlangen, der Handel soll entweder Formen
einer notwendigen Selbstdeklaration entwickeln oder er soll verpflichtet werden, die Herkunft
von Kulturgütern anzugeben. Damit könne vor allem dazu beigetragen werden, dass weniger
Stücke aus Raubgrabungen angeboten würden.

4 Nationales Kulturgüterinventar
Die CVP und die PH sind der Meinung, es seien im Sinn flankierender Massnahmen Inventarli-
sten durch die öffentlichen und privaten Sammlungen und ein nationales Kulturgüterinventar zu
erstellen; PH und VMS erachten es ebenfalls als wichtig, dass die Schweiz bei der Inventarisie-
rung des kulturellen Patrimoniums anderer Staaten mitarbeite.

5 Sensibilisieren der Öffentlichkeit
Die CVP und Khnoum verlangen vom Bund im Fall einer Ratifikation eine breite Information der
Öffentlichkeit über die Auswirkungen der Konvention (v. a. im Bereich der Fristen, der Sorgfalts-
pflicht beim Erwerb und der Inventarisierung von Kulturgütern).

6 Errichtung Expert-Center
Die CVP schlägt vor, ernsthaft zu prüfen, ob die Schweiz nicht ein Expert-Center zu Fragen des
internationalen Kulturgütertransfers errichten sollte. Dies angesichts der Tatsache, dass es in der
Schweiz zahlreiche Experten auf dem Gebiet gäbe und nicht zuletzt aus der Überlegung heraus,
dass unser Land seine Stellung als Sitz internationaler Organisationen behalten möchte.

7 Ausarbeitung eigenständiger Rechtsnormen
Von den Gegnern einer Ratifikation werden folgende Alternativen zur Unidroit-Konvention
vorgeschlagen. Es sollten sofort praktische Massnahmen an die Hand genommen werden.80 Das
schweizerische Recht sei anzupassen – ähnlich den Bestimmungen zur Geldwäscherei.81 Die
Schweiz sollte entweder ein Bundesgesetz über die Bekämpfung von Kulturgut-Diebstahl und
Raubgrabungen82 oder eines gegen den illegalen Kulturgüterhandel ausarbeiten, das einen Schutz
im Ausmass der EU-Richtlinie 93/7 gewähren soll, sich aber auf alle Herkunftsstaaten beziehen
sollte83. Die Schweiz könnte eine praktikable internationale Vereinbarung mit anderen Kunsthan-
dels- und Museumsländern ausarbeiten; dabei seien elementare rechtsstaatliche Prinzipien sowie
die Beschränkung der Exportverbote auf einzelne, wichtige Kulturgüter von herausragender na-
tionaler Bedeutung durchzusetzen.84 Schliesslich sei zu überlegen, ob nicht die Ersitzungsfrist des
ZGB speziell für Kulturgüter von nationaler Bedeutung von 5 auf 30 Jahre zu erstrecken wäre
(analog der Extratabularersitzung).85

80 IADAA, VSAK.
81 LPS.
82 BS.
83 LdU.
84 SVP / SHIV, ZSAO.
85 SVP.
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7. Tabellarische Zusammenstellung

Im folgenden findet sich eine tabellarische Zusammenstellung der Antworten zur Frage, ob die
Schweiz die Unidroit-Konvention ratifizieren soll.

Vernehmlassende Anzahl Ratifikation

pro contra

Kantone

• pro ZH, LU, UR, SZ, OW, NW, GL ZG, FR, SO,

BL, SH, AR, AI, SG, GR, AG, TG, TI, VD,

VS, NE, JU

• contra BE, BS, GE

26 23 3

Parteien

• pro CVP, SPS, GP, FPS

• contra FDP, SVP, LPS, LdU

8 4 4

Spitzenverbände der Wirtschaft

• pro SGB, FÖV

• contra SHIV, SGV, ZSAO

5 2 3

Interkommunale und interkantonale Organisationen 2 2 -

Organisationen des Kunsthandels 7 - 7

Kulturelle Organisationen 31 25 6

Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit 7 7 -

Kirchliche Organisationen 3 3 -

Frauenorganisationen 2 2 -

Weitere interessierte Kreise 7 3 4

Spontan Antwortende 36 16 20
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Anhang: Teilnehmende am Vernehmlassungsverfahren

1. Kantone

Alle

2. Politische Parteien

Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz FDP
Christlichdemokratische Volkspartei der Schweiz CVP
Sozialdemokratische Partei der Schweiz SPS
Schweizerische Volkspartei SVP
Liberale Partei der Schweiz LPS
Landesring der Unabhängigen LdU
Grüne Partei der Schweiz GP
Freiheits-Partei der Schweiz FPS

3. Wirtschaftsorganisationen

Schweiz. Handels- und Industrie-Verein «Vorort» SHIV
Schweiz. Gewerbeverband SGV
Zentralverband Schweiz. Arbeitgeberorganisationen ZSAO
Schweiz. Gewerkschaftsbund SGB
Föderativverband des Personals öffentlicher Verwaltungen und Betriebe FÖV

4. Interkommunale und interkantonale Organisationen

Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK
Schweizerischer Gemeindeverband CHGV
Schweizerischer Städteverband SSV

5. Organisationen des Kunsthandels

International Association of Dealers in Ancient Art (Schweiz) IADAA
Kunsthandelsverband der Schweiz KHV
Verband Schweizerischer Antiquare und Kunsthändler VSAK
Verband Schweizerischer Antiquare und Restauratoren VSAR
Verband Schweizerischer Auktionatoren von Kunst und Kulturgut AUKTV
Verband Schweizerischer Münzenhändler VSM
Vereinigung der Buchantiquare und Kupferstichhändler in der Schweiz VEBUKU

6. Kulturelle Organisationen

Arbeitsgemeinschaft für die Provinzial-Römische Archäologie in der Schweiz ARS
Arbeitsgemeinschaft für die Urgeschichtsforschung in der Schweiz AGUS
Ars Publica ArPu
Association Hellas et Roma H&R
Conseil International des Musées (Schweiz) ICOM
Conseil International des Monuments et des Sites (Schweiz) ICOMOS
Gesellschaft für Schweizerische Kunstgeschichte GSK
L’Oeuvre OEV
Nationale Informationsstelle für Kulturgüter-Erhaltung NIKE
Nationale Schweiz. UNESCO-Kommission NSUK
Schweiz. Afrika-Gesellschaft SAG
Schweiz. Akademie für Geistes- und Sozialwissenschaften SAGW
Schweiz. Arbeitsgemeinschaft für Archäologie des Mittelalters und der Neuzeit SAM
Schweiz. Arbeitsgemeinschaft für klassische Archäologie SAKA
Schweiz. Asiengesellschaft SAsG
Schweiz. Ethnologische Gesellschaft SEG
Schweiz. Gesellschaft für orientalische Altertumswissenschaft SGOA
Schweiz. Gesellschaft für Ur- und Frühgeschichte SGUF
Schweiz. Gesellschaft für Volkskunde SGVK
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Schweiz. Gesellschaft Mittlerer Osten und Asiatische Kulturen SGMOIK
Schweiz. Institut für Kunstwissenschaft SIK
Schweiz. Kunstverein SKV
Schweiz. Numismatische Gesellschaft SNG
Schweiz. Verband für Konservierung und Restaurierung SKR
Schweiz. Vereinigung der Kunstsammler SVK
Schweiz.-Liechtensteinische Stiftung für archäologische Forschungen im Ausland SLSA
Stiftung Pro Helvetia PH
Verband der Museen der Schweiz VMS
Verband Schweizerischer Kantonsarchäologen VSK
Vereinigung der Kunsthistorikerinnen und Kunsthistoriker in der Schweiz VKS
Vereinigung der Schweizer Denkmalpfleger VSD
Vereinigung Schweizerischer Archivare VSA

7. Organisationen für Entwicklungszusammenarbeit

Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Alle/Helvetas/Caritas, Bern AG3
Erklärung von Bern, Zürich EVB
Hilfswerk der evangelischen Kirchen, Zürich HEKS
Incomindios Schweiz, Basel INCIN
Schweizerischer Katholischer Missionsrat, Freiburg SKM
Schweizerisches Arbeiterhilfswerk, Zürich SAH
Terre des hommes Schweiz, Basel tdh

8. Kirchliche Organisationen

Schweizer Bischofskonferenz SBK
Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund SEK
Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund SIG

9. Frauenorganisationen

Arbeitsgemeinschaft unabhängiger Frauen AUF
Organisation für die Sache der Frau OFRA

10. Weitere interessierte Kreise

Arbeitsgemeinschaft Schweizer Messegesellschaften, Grand-Saconnex AGMG
Centre du droit de l'art, Genève CDA
Demokratische Juristinnen und Juristen der Schweiz DJS
Schweiz. Bankiervereinigung, Basel SBaV
Schweizerische Richtervereinigung SRV
Schweizerischer Notarenverband SNV
Schweizerisches Institut für Rechtsvergleichung, Lausanne SIR
Suisseculture, Bern SC

11. Spontan Antwortende

Abegg-Stiftung, Riggisberg (BE) ABS
Ägyptologie-Forum, Zürich ÄgyFor
Ägyptologisches Seminar der Universität Basel ÄgySemUB
Archäologie und Kantonsmuseum, Liestal KantMusBL
Archäologisches Institut der Universität Zürich ArchInUZ
Basler Mission, Basel BM
Bernisches Historisches Museum HiMusBE
Bloch, Françoise, Libraire, St-Prex Bloch
Caviglia, Enrico, Antiquariato, Lugano Caviglia
Christie’s (International) S. A., Genève Christie’s
Donati, Pino und Stefano, Arte Classica, Lugano Donati
Ernst, Richard, Prof. Dr., Winterthur Ernst
Fondazione Thyssen-Bornemisza, Lugano-Castagnola FTyBo
Friedli, Georg, RA, Bern Friedli
Gaiser, Antje, lic. iur., Basel Gaiser
Galerie Khnoum, Genève Khnoum



22

Gesellschaft der Freunde eines Schweizerischen Orient-Museums, Forch GOM
Gruppo Archeologia Ticino GAT
Historisches Seminar der Universität Zürich (Forschungsprojekt Paphos) HiSemUZ
Horstmann, Udo, Zug Horstmann
Jeangros, R. A., Bern Jeangros
Jüdisches Museum der Schweiz, Basel JMS
Kunst- und Antiquitätenmesse AG, Basel KAM
Kunstmuseum Winterthur KMW
Musée cantonal d’archéologie et d’histoire, Lausanne MusCantVD
Museum Schwab, Biel MusSB
Öffentliche Kunstsammlung Basel ÖKB
Römermuseum Augst RMusA
Sammlung für Völkerkunde, St. Gallen SVöK
Schweiz. Archäologische Schule in Griechenland, Universität Lausanne SASG
Schwitter, Mark, RA Dr. iur, Berikon Schwitter
Sotheby’s S. A., Genève Sotheby’s
Stiftung für ein schweizerisches Orientmuseum, Basel SSOM
TEFAF, Basel TEFAF
Völkerkundemuseum der Universität Zürich VöMusUZ
Zürcher Antiquitäten Messe ZAM
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